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bühr zu hoch, besteht die Möglichkeit, sich an den Vorstand 
des Kollegiums zu wenden, der gemäß § 3 Abs. 2 RAGO im 
Einzelfall veranlassen kann, auf die Berechnung oder Gel­
tendmachung von Gebühren ganz oder teilweise zu verzich­
ten. Ohne diesen Verzicht bleibt der Vorsitzende des Gerichts 
an die Vereinbarung nach § 14 Abs. 1 RAGO gebunden. Eine 
abweichende Feststellung, die in das Vertragsverhältnis ein­
greift, ist nicht zulässig.

Gleiche Voraussetzungen liegen auch bei einer Gebühren­
vereinbarung nach § 15 Abs. 1 RAGO vor, soweit die Höchst­
sätze nach § 11 RAGO nicht überschritten werden. Wurde je­
doch ohne Bewilligung nach § 11 Abs. 5 RAGO eine höhere 
Gebühr vereinbart, dann sind die Kosten bis zur Höchst­
gebühr nach § 11 RAGO erstattungsfähig.

Die aufgezeigten Konsequenzen treten allerdings nur dann 
ein, wenn die Gebührenvereinbarung vom Vertragspartner 
des Anwaltsvertrags — dem Freigesprochenen oder seinem 
gesetzlichen Vertreter — unterzeichnet wurde. Eine Gebühren­
vereinbarung, die ausschließlich mit einem Dritten abge­
schlossen wurde, bindet nicht den Freigesprochenen und damit 
auch nicht das Gericht.

Diese Darlegungen gelten auch nicht im Falle einer Bei­
ordnung. Hier bestimmt das Gericht die Höhe der Gebühr 
auf Antrag des Rechtsanwalts.

Zum Anspruch auf Erstattung von Rechtsanwaltskosten 
im Rahmen der Kostenerstattung einerseits 
und der Entschädigung andererseits

Rieger/Willamowski treffen richtige Feststellungen zur Un­
terscheidung von Erstattungsansprüchen hinsichtlich der 
Rechtsanwaltskosten im Rahmen der Kostenerstattung bzw. 
der Entschädigung. Zu beachten ist jedoch, daß eine Auslagen­
entscheidung des Gerichts nur im Falle einer das Hauptver­
fahren abschließenden Entscheidung getroffen wird. Endet 
das Verfahren in einem früheren Stadium, gibt es keine Aus­
lagenentscheidung und damit auch keinen Erstattungs­
anspruch. Das gilt bei Einstellung des Ermittlungsverfahrens 
(§§ 143, 148 StPO), Ablehnung der Eröffnung des gerichtlichen 
Hauptverfahrens (§ 192 StPO) und Einstellung des Verfahrens 
vor der Eröffnung des Hauptverfahrens (§ 189 StPO). Wird 
in diesen Fällen dem Betroffenen ein Entschädigungsanspruch 
für Untersuchungshaft zugebilligt, dann ist es selbstverständ­
lich, daß auch die bis dahin entstandenen Verteidigerkosten 
im Rahmen dieses Entschädigungsanspruchs mit abgegolten 
werden. Ansonsten sind die Verteidigerkosten im Rahmen des 
Erstattungsanspruchs und nicht des Entschädigungsanspruchs 
geltend zu machen.

Zutreffend gehen Rieger/Willamowski davon aus, daß die 
Gebühren für eine Tätigkeit des Rechtsanwalts im Rahmen 
des Entschädigungsanspruchs stets innerhalb des Entschädi­
gungsanspruchs geltend zu machen sind. Zu berücksichtigen 
ist allerdings, in welchen Fällen diese Gebühren entstehen.

Rieger/Willamowski ist zuzustimmen, daß der Rechtsan­
walt als Verteidiger keine gesonderte Gebühr erhält, wenn 
er beim Staatsanwalt oder Gericht beantragt, dem Grunde 
nach über den Anspruch des Mandanten auf Entschädigung 
für Untersuchungshaft zu entscheiden. Diese Tätigkeit ist 
durch die Gebühr nach § 11 Abs. 1 oder 2 RAGO mit abgegol­
ten.

Stellt dagegen der nicht mit der Verteidigung beauftragte 
Rechtsanwalt einen Antrag auf Entscheidung über den An­
spruch auf Entschädigung für Untersuchungshaft, weil der 
Staatsanwalt oder das Gericht verabsäumt haben, von Amts 
wegen über den Entschädigungsanspruch zu entscheiden (§ 374 
StPO), entsteht m. E. für diese Tätigkeit eine Gebühr in Höhe 
von 20 bis 200 M gemäß § 12 Abs. 2 RAGO.

Wird der Rechtsanwalt in einem Rechtsmittelverfahren 
nach §375 StPO (Beschwerde gegen die Entscheidung über 
den Entschädigungsanspruch) tätig, ist § 12 Abs. 2 RAGO 
analog heranzuziehen. Dies gilt unabhängig davon, ob der 
Rechtsanwalt vorher bereits als Verteidiger tätig war. Bis 
dahin entstandene Gebühren sind nicht anzurechnen.

Stellt der Rechtsanwalt einen Antrag auf Entscheidung 
über die Höhe des Entschädigungsanspruchs beim General­
staatsanwalt oder beim Obersten Gericht (§ 376 StPO), ent­

steht gemäß § 12 Abs. 2 RAGO eine Gebühr in Höhe von 20 
bis 200 M. Auch in diesem Fall ist es unerheblich, ob der 
Rechtsanwalt früher bereits als Verteidiger tätig war. Ge­
bühren, die bisher nach §§11 und 12 RAGO entstanden sind, 
werden nicht angerechnet, ausgenommen eine eventuell ent­
standene Gebühr für den nicht mit der Verteidigung beauf­
tragten Rechtsanwalt für einen Antrag, dem Grunde nach 
über den Entschädigungsanspruch zu entscheiden.

Für die konkrete Bestimmung der hier behandelten Ge­
bühren ist der Aufwand maßgebend, der z. B. zur Begründung 
eines Rechtsmittels oder zur Berechnung der Höhe des An­
spruchs auf Entschädigung erforderlich ist. Die Höhe des Ent­
schädigungsanspruchs selbst spielt ebenfalls eine Rolle. Auch 
vorher entstandene Gebühren, die nicht anzurechnen sind, 
können sich auf die Höhe später entstehender Gebühren aus­
wirken.

Rechtsanwalt Dr. GREGOR GYSI,
Vorsitzender des Kollegiums der Rechtsanwälte in Berlin
und des Rates der Vorsitzenden
der Kollegien der Rechtsanwälte in der DDR

Zum Charakter und zur Berechnung 
von Fristen im Zivilrecht

I
Die kontroversen Auffassungen über die Verlängerung der 
Garantiezeit bei Nachbesserung (§ 154 Abs. 1 ZGB)1 geben 
Veranlassung, allgemein der Frage nach dem Charakter und 
der Berechnung von Fristen gemäß §§ 470, 471 ZGB nachzu­
gehen.

W. H u r i b e c k  kennzeichnet den in § 154 Abs. 1 ZGB 
beschriebenen Zeitraum, um den die Garantiezeit verlängert 
wird, als Frist und schlußfolgert logisch, daß ihr Beginn nach 
§ 470 Abs. 1 ZGB zu berechnen ist; zur Begründung stützt er 
sich auf den ZGB-Kommentar (Berlin 1985, Anm. 1.1. zu 
§ 470 [S. 498]), in dem eine Frist als ein genau bestimmter 
oder bestimmbarer Zeitraum definiert wird. Dieser Auffas­
sung, der Zeitraum der Garantiefristverlängerung sei selbst 
eine Frist, möchte ich widersprechen.

Fristen dienen ähnlich wie Terminsbestimmungen auf ver­
schiedenartige Weise der Gestaltung von Rechtsbeziehungen. 
Sie sind ein Zeitrahmen für die Wahrnehmung von Rechten, 
die Erfüllung von Pflichten, den Eintritt von Rechtswir­
kungen, den Bestand von Rechtsverhältnissen u. ä. Unab­
hängig von Unterschieden, die in einer Klassifizierung der 
Fristen Ausdruck finden (z. B. die Einteilung in Ausschluß- 
und Verjährungsfristen), muß eine Frist die Eigenschaft 
haben, eingehalten werden zu können oder hinsichtlich der 
mit ihrem Ablauf eintretenden Rechtswirkungen (z. B. bei 
einer Kündigungsfrist) zeitlich berechenbar zu sein. Dies ist 
aber nur möglich, wenn eine Frist von vornherein, also 
grundsätzlich von Beginn an, einen dem Kalender nach be­
stimmten oder bestimmbaren Zeitraum umfaßt. Davon wird 
auch bei der Fristberechnung nach §§ 470, 471 ZGB ausgegan­
gen. Bei den im ZGB geregelten Fristen ist deshalb auch von 
vornherein ihr Beginn und ihr Ende zeitlich bestimmbar.

Eine Ausnahme hiervon könnte in der Regelung des § 471 
Abs. 2 ZGB gesehen werden, die festlegt, daß das Ende einer 
Frist auch durch den Eintritt eines Ereignisses bestimmt 
werden kann. Der ZGB-Kommentar (a. a. O., Anm. 2 zu § 471 
[S. 499]) nennt als Beispiel hierfür ein Garagenmietverhält­
nis, das vereinbarungsgemäß dann enden soll, wenn der Ver­
mieter einen Pkw erwirbt. Dieses Beispiel ist m. E. unzutref­
fend. Es hätte als Fall eines auflösend bedingten Vertrags 
gekennzeichnet werden müssen, dessen Abschluß nach § 45 
Abs. 3 ZGB rechtlich zulässig ist.1 2 Wollte man insoweit der 
im ZGB-Kommentar vertretenen Auffassung folgen, wäre

1 Vgl. A. Bemhardt/A. Marko, „Garantiezeitverlängerung bei Nach­
besserung", NJ 1987, Heft 11, S. 462; W. Börner/T. Theel (I) und 
W. Huribeck (П), „Nochmals: Garantiezeltverlängerung bei Nach­
besserung“, NJ 1988, Heft 6. S. 230.

2 Vgl. Zivilrecht, Lehrbuch, Teil 1, Berlin 1981, S. 219 f.


